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Vereinbarung für die erweiterte Zusammenarbeit von Grundschulen und 
Kindertagesstätten 
Geänderter Antrag der SPD-Fraktion 
- 101.16.238 - 
 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, unter Einbeziehung des Staatlichen 
Schulamts für die 26 Grundschulen der Stadt Vereinbarungen zur 
Erweiterung der Zusammenarbeit  von Kindertagesstätten und Schulen 
anzuregen, auszuhandeln. 
 
Die Vereinbarungen sollen zwischen den jeweiligen Grundschulen, den zu 
den Grundschulbezirken gehörenden Kindertagesstätten, dem Jugendamt, 
dem Staatlichen Schulamt und dem Schulverwaltungsamt vereinbart werden, 
um:  

 
• Die Erkenntnisse aus dem Prozess zur Erarbeitung des Hessischen Bildungs- und 

Erziehungsplans schnell umzusetzen und die Teile, über die bereits jetzt 
Einvernehmen besteht, flächendeckend umzusetzen. Dies gilt vordringlich für 
die Übergangsphase vom Kindergarten in die Grundschule. 
 

• Durch die Einrichtung von Runden Tischen unter Beteilung der jeweiligen 
Elternbeiräte die Kommunikation und den sachlich notwendigen 
Informationsaustausch  zwischen allen Beteiligten zu verbessern.  
 

• Durch ein innovationsfreudiges Klima neue Formen Hospitationen, 
Patenschaften, Kennenlerntage, Förderkurse , Beratungsangebote, 
gemeinsame Feste u. ä.  ermöglichen. 
 

• In einem sozialräumlichen orientiertem Gesamtkonzept Ressourcen besser zu 
nutzen und neue Ressourcen für die Zusammenarbeit von Schule und 
Jugendhilfe zu erschließen. 
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Das Jugendamt soll diesen Prozess, die Zusammenarbeit von Grundschulen und 
den Einrichtungen und Diensten der Jugendhilfe zu verbessern zusammen mit 
dem Staatlichen Schulamt und dem Schulverwaltungsamt begleiten und nach 
einer Probephase von zwei Jahren über die die Erfahrungen  berichten. 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Dem geänderten Antrag der SPD-Fraktion betr. Vereinbarung für die 
erweiterte Zusammenarbeit von Grundschulen und Kindertagesstätten, -
101.16.238-, wird zugestimmt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Jürgen Kaiser     Elke Gast 
Stadtverordnetenvorsteher   Schriftführerin 


